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			„Argentinien gegen den Hunger“

			Alberto Fernández schlägt Aktionsprogramm vor
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			Alberto Fernández will die Wahlen am 27. Oktober gewinnen. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) - Unter dem Motto „Argentinien gegen den Hunger“ kündigte Präsidentschaftskandidat Alberto Fernández am Montag ein Aktionsprogramm an. Im Park der Agrarwissenschaftlichen Fakultät der Universität von Buenos Aires gab es ein breitgefächertes Stelldichein der Opposition, das Vertreter verschiedener politischer Strömungen vom linksgerichteten Kirchner-Lager bis hin zu traditionellen Peronisten, aber auch Repräsentanten von Gewerkschaften, Menschenrechtsgruppen und katholischer Kirche umfasste.

			„Das erste, was wir neu ordnen wollen sind die Preise für die Grundnahrungsmittel, damit alle sie sich leisten können“, meinte Fernández. Dabei betonte er: „Das ist eine Schlacht, die wir als Gesellschaft ausfechten müssen.“ Dies betreffe nicht nur einen Präsidenten oder eine politische Partei. 

			Der Präsidentschaftskandidat brachte sein Unverständnis darüber zum Ausdruck, dass im „Land des Weizens und der Kühe“ die Preise für Brot und Milch nicht aufhörten zu steigen und auf den Tischen der Argentinier fehlten. Er rief dazu auf, Unterschiedlichkeiten hintan zu stellen und gemeinsam den Kampf gegen den Hunger zu führen. „Wir können nicht in Frieden leben mit einer solchen Plage“, so Fernández mit Blick auf die Not in der Bevölkerung.

			Beauftragter für das Aktionsprogramm ist Daniel Arroyo, der als Spezialist auf dem Gebiet der Armutsbekämpfung gilt und als zukünftiger Minister für soziale Entwicklung gehandelt wird. Vorgesehen ist die Schaffung eines Ausschusses, der direkt dem Präsidenten unterstellt ist. In diesem sollen Unternehmer und Gewerkschafter genauso vertreten sein wie Vertreter von Universitäten und Kirchen. Das Gremium soll zweimal pro Jahr einen Bericht verfassen mit dem Ziel, die Fortschritte im Kampf gegen die Armut zu dokumentieren.

			Gesetzlich soll festgelegt werden, dass die Grundnahrungsmittel für jedermann erschwinglich sind. Geplant ist die Bereitstellung günstiger Kredite, um die Produktion und die Vermarktung von Lebensmitteln zu fördern. Eine weitere Idee ist die Einführung einer Karte speziell für den Kauf von Lebensmitteln, was die Freistellung von der Mehrwertsteuer sicherstellen soll. 

			Ziel ist es, dass Familien wieder in ihren eigenen vier Wänden Mahlzeiten einnehmen. Die Räumlichkeiten, die momentan als öffentliche Tafeln dienen, sollen in kommunale Hilfszentren umgewandelt werden.

			[image: impressum.png] 

		

	
		
			Argentinien

			[image: 1180.png] 

			Von der Stadt aufs Land 

			Schweizer Stiftung „Es Vicis“ engagiert sich in Argentinien
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			Gouverneur Miguel Lifschitz (r.) und Botschafter Heinrich Schellenberg (2.v.r.). (Foto: Es Vicis)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Ziel ist die Umkehr der Landflucht.“ Mit diesen Worten beschreibt der Schweizer Daniel Winzenried den Ansatzpunkt der von ihm gegründeten Stiftung „Es Vicis“, was soviel bedeutet wie „Sei der Wandel“. Winzenried und seine Mitstreiter wollen vor allem sozial benachteiligte Familien aus Städten dafür gewinnen, auf dem Land einen neuen Anfang zu wagen. 

			Die ersten Früchte ihrer Bemühungen konnten vor wenigen Tagen geerntet werden: In Colonia Belgrano (Provinz Santa Fe) wurden in Anwesenheit von Gouverneur Miguel Lifschitz und dem Schweizer Botschafter Heinrich Schellenberg 20 neu gebaute Häuser an Familien übergeben.

			Der Schlüsselübergabe voraus ging ein mehrjähriger Prozess der Vorbereitung. Erst galt es, eine geeignete Gemeinde zu finden, wo der Willen zur Zusammenarbeit vorhanden war. Dann mussten die richtigen Teilnehmer gefunden werden. Über 20.000 Familien hätten sich für das Projekt interessiert, nachdem auf Facebook über das Vorhaben informiert worden war, so Winzenried gegenüber dem Tageblatt. 

			Man bildete eine Kommission für die Entscheidungsfindung. Berufliche Eignungen der Bewerber wurden analysiert. Mit lokalen Stiftungen erstellte man einen Businessplan, dessen Ziel die Nachhaltigkeit war. „Wir wollen, dass sich die Familien selber aus eigenen Mitteln erhalten können.“ Zudem öffnete man das Projekt auch für einige einheimische Familien, um die Integration der Neuankömmlinge aus Rosario und Santa Fe (Stadt) in der 1100 Einwohner zählenden Ortschaft zu erleichtern.

			Winzenried meint: „Es ist eine schlechte Perspektive, dass alle in die Stadt wollen.“ Während die Städte von Menschen geradezu überrollt würden, investiere man andererseits zu wenig auf dem Land. Hier wolle man neue Alternativen aufzeigen.
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			Daniel Winzenried und Cintia Jaime. (Foto: mc)

			Auf Argentinien kam der Betriebswirt aus Ettingen bei Basel durch seine argentinische Partnerin Cintia Jaime, die seit vielen Jahren in der Schweiz lebt. Die Juristin ist mit der operativen Leitung der Stiftung betraut, in deren Kuratorium auch der ehemalige Schweizer Botschafter in Argentinien, Johannes Matyassy, sitzt. Dieser ist heute Direktor der Konsularischen Direktion in Bern. 

			Neben dem persönlichen Bezug, sprach auch der Umstand, dass der Prozentsatz von städtischer Bevölkerung in Argentinien besonders hoch sei, für eine Realisierung hier, beschreibt Winzenried. Dem Projekt in Colonia Belgrano misst er Leuchtturm-Charakter zu. Ein Erfolg könnte weitere Vorhaben dieser Art nach sich ziehen. Die Provinzregierung von Santa Fe hat bereits den Bau 60 weitere Häuser angekündigt. 

			„Es Vicis“ selbst will zukünftig eher beratend wirken. Schließlich seien die finanziellen Möglichkeiten der Stiftung begrenzt, so Winzenried. Die Organisation möchte sich aber einbringen, um interessierte Gemeinden und Personen zusammenzubringen. Beispielsweise durch die Schaffung einer Open-Source-Plattform. 

			„Der Grundgedanke ist, naturverbunden und in Frieden zu leben“, meint der Schweizer. Er hofft, durch seine Stiftung einen kleinen Beitrag zu einem globalen Umdenken leisten zu können.
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			Die Woche in Argentinien

			Weniger Diebstähle 

			Das Leben in der Hauptstadt ist etwas sicherer geworden. Dies jedenfalls ergibt sich aus einer Statistik der Stadtverwaltung Buenos Aires. Demnach ging die Zahl der Diebstähle im Vergleich zum Vorjahr um zehn Prozent zurück. Wurden 2018 für den Zeitraum von Anfang Januar bis Ende September noch 52.416 Delikte dieser Art registriert, waren es für dieselbe Zeitspanne in diesem Jahr 47.250. Der vergangene September war der Monat mit der geringsten Anzahl an Diebstählen (4746). Besonders drastisch war der Rückgang beim Autoklau: Waren während des eingangs erwähnten Zeitraums in 2018 noch 2233 dieser Delikte zu beklagen, so waren es in diesem Jahr bis Ende September nur noch 1172. Das entspricht einem Rückgang um 48 Prozent.  Bessere Werte weist die Statistik auch für die Zahl der Festnahmen auf. Gab es von Januar bis September 2018 noch 4395 Festnahmen wegen Diebstahls, waren es in diesem Jahr schon 5370. Ein Steigerung um 22 Prozent. Nur leicht rückläufig ist indes die Zahl der Diebe, die ihre Taten vom Motorrad aus begehen. Von Januar bis September 2018 waren es 7822 Delikte, die auf das Konto den sogenannten „Motochorros“ gehen. In diesem Jahr waren es bislang 7678. Ein Rückgang um zwei Prozent.

			TV-Debatte 

			An diesem Sonntag steigt die erste von zwei TV-Debatten der Präsidentschaftskandidaten. Dann werden Mauricio Macri, Alberto Fernández, Roberto Lavagna, José Luis Espert, Nicolás del Caño und Juan José Gómez Centurion in den Räumen der Universität des Litorals in Santa Fe um die Gunst der Wähler buhlen. Zunächst geht es um ein Thema, bei dem Amtsinhaber Macri punkten könnte: Internationale Beziehungen. Einen weit schwierigeren Stand dürfte er dann auf dem Feld von Wirtschaft und Finanzen haben. Anschließend stehen Menschenrechte und Geschlechterthemen sowie Erziehung und Gesundheit als Themenblöcke auf der Agenda. Das öffentliche Fernsehen (TV Pública) ist mit der Übertragung der Diskussion beauftragt, die zwei Stunden, zwölf Minuten und 30 Sekunden dauern soll. Am darauffolgenden Sonntag (20. Oktober) findet die zweite TV-Debatte der Bewerber um das höchste Amt im Staate statt. Beginn der Veranstaltung in der Juristischen Fakultät von Buenos Aires ist um 21 Uhr.

			Auf freiem Fuß

			Cristóbal López ist auf freiem Fuß. Nach Zahlung einer Kaution von 60 Millionen Pesos wurde der Glücksspiel-, Erdöl- und Medienunternehmer aus der Untersuchungshaft in Ezeiza entlassen, wo er über ein Jahr einsaß. Für die gleiche Summe kam auch López‘ Geschäftspartner Fabián De Sousa vorläufig frei. Die beiden Unternehmer sind angeklagt, Steuerbetrug in Milliardenhöhe begangen zu haben (wir berichteten). Präsidentschaftskandidat Alberto Fernández, selbst Strafrechtsprofessor, kommentierte die Freilassung mit den Worten: „Die beiden hätten niemals eingesperrt werden dürfen.“ López und De Sousa sind nicht die einzigen zeitweise inhaftierten Personen der Kirchner-Ära, die in den vergangenen Wochen auf freien Fuß kamen. Zu ihnen zählen auch der einstige Heereschef César Milani und Fernando Esteche, der Anführer der politischen Bewegung „Quebracho“.

			Vidal vs. Kicillof

			Der Ton im Wahlkampf in der Provinz Buenos Aires verschärft sich. Nachdem der oppositionelle Gouverneurskandidat Axel Kicillof einen Kausalzusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Drogenhandel hergestellt hatte, schoss Amtsinhaberin María Eugenia Vidal rhetorisch zurück. Kicillof, der für die Kirchner-treue Wahlallianz „Frente de Todos“ (Bündnis von allen) antritt, hatte in einem TV-Interview argumentiert: „Es gibt mehr Menschen, die Drogen verkaufen, weil sie ihre Arbeit verloren haben.“ Vidal hielt dem nun entgegen: „Das, was Kicillof gesagt hat, zeigt, dass er weder die Provinz noch die Stadtviertel kennt. Weder die Arbeitslosen noch die Armen sind Drogenhändler.“ Letztere seien vielmehr Millionäre. Vidal sprach von einer „Stigmatisierung von Arbeitslosigkeit und Armut“, indem er diese mit Drogenhandel in Verbindung bringe.

			NS-Artefakte ins Museum

			Das hiesige Holocaust-Museum hat eine Sammlung von rund 80 Nazi-Gegenständen  übernommen. Dies berichtet der Deutschlandfunk. Es handelt sich um Gegenstände, die vor zwei Jahren bei einem Antiquitätenhändler in Beccar (Provinz Buenos Aires) sichergestellt worden waren. Darunter befinden sich große Hitler-Bilder, Büsten des „Führers“, mit Hakenkreuzen versehene Reichsadler, Pistolen, Degen, Ferngläser und auch Apparate zum Messen von Kopfgrößen sowie eine Lupe, die angeblich dem Diktator gehörte. Das Holocaust-Museum, das sich in Buenos Aires in der Straße José Hernández 1750 befindet, will die Gegenstände als Beispiele für Nazi-Propaganda zeigen. (AT/mc)
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			Der vergessene Terrorismus

			Von Juan E. Alemann

			Am Freitag der Vorwoche hielt Präsident Mauricio Macri eine Ansprache im Regiment Patricios, in Palermo, anlässlich des 44 Jahrestages des Angriffes der Montonero-Terroristen auf ein Regiment in Formosa. Am 5. Oktober 1975, unter der Regierung von Isabel Perón, hatte eine Gruppe von Montoneros zunächst ein Flugzeug von Aerolíneas Argentinas, das mit 102 Passagieren nach Corrientes flog, gezwungen in Formosa zu landen, wo dann die Terroristen ausstiegen und als erstes einen Polizisten erschossen. Dann begaben sie sich zum nahe gelegenen Regiment, das sie angriffen. Es war ein Sonntag, und somit verblieben wenige Soldaten dort. Es kam zu einem Kampf, bei dem dann 12 junge Menschen umkamen, die dort ihren Militärdienst machten. Von den Angreifern kamen 13 ums Leben. 

			Die Familien der umgekommenen Terroristen erhielten später eine Entschädigung von 224.000 Dollar für jeden Fall. Sie wurden somit als Opfer des Staatsterrorismus eingestuft, was absurd ist. Die Familien der Soldaten erhielten nichts. Jetzt hat Macri ihnen eine Entschädigung versprochen. Weder die Militärregierung noch die von Alfonsín, Menem, De la Rúa, Duhalde und der Kirchners hatten sich um dies gekümmert. Die Angreifer wurden von Néstor Kirchner sogar in die Liste aufgenommen, die im Erinnerungsmuseum steht.

			Wie weit diese Haltung von Macri mit den Erklärungen von Horacio González, Direktor der Nationalbibliothek unter den Kirchners, zusammenhängt, sei dahingestellt. Er hatte gesagt, dass man die Guerrilla der 70er Jahre positiv einschätzen müsse. Das hatte zu einer Flut von entrüsteten Antworten geführt. Das Thema ist für Cristina Kirchner peinlich, da sie und ihr Mann in ihrer Studentenzeit den Montoneros nahestanden. Als Präsident rächte sich Néstor dann an den Militärs, indem er die Gesetze über Schlusspunkt und Gehorsamspflicht von 1987 annullierte, was verfassungswidrig war (weil die Gesetze schon vom Obersten Gerichtshof für gültig erklärt worden waren, und dieses Urteil endgültig ist), und die Prozesse gegen die Militärs erneut aufrollte. Viele ehemalige Montoneros wurden unter den Kirchners in die Regierung aufgenommen, oder sie wurden Deputierte. Macri hat jetzt auch hier einen krassen Gegensatz zu den Kirchners aufgestellt.

			Die Terroristen haben gemäß sorgfältigen Untersuchungen 1500 Menschen ermordet, 21.000 Attentate vollzogen, bei denen auch Menschen verletzt und verstümmelt wurden, und 1700 Unternehmer entführt und gegen hohe Lösegelder freigelassen. Die Zahl der aktiven Terroristen wurde 1973 auf 15.000 geschätzt. Die Montoneros kamen 1969 auf, wurden dann 1970 durch den Mord am ehemaligen Präsidenten Aramburu bekannt, und wurden unter der Regierung von General Lanusse (Anfang 1971 bis Mai 1973), wenn sie gefasst wurden, von einer Bundeskammer für den Terrorismus zu Haftstrafen verurteilt. Als Cámpora am 25. Mai 1973 antrat, hat er die Kammer aufgelöst und die Terroristen sofort freigelassen. Sie verfolgten dann die Richter, ermordeten einen, und die anderen flüchteten ins Ausland. Danach war kein Richter bereit, einen Terroristen zu verurteilen.

			Perón versuchte, die Montoneros in die Politik und die Regierung aufzunehmen, was ihm misslang. Als sie die dann José Rucci ermordeten, seinen treuen CGT-Leiter, bildete er die Triple A, die aus Polizisten im Ruhestand und Mördern bestand, und bekämpfte sie hart. Dabei wurden über 500 Terroristen und auch Intellektuelle ermordet. Als die Militärs die Regierung übernahmen, wurde die Triple A abgeschafft, und sie übernahmen den Kampf gegen die Terroristen in einer Art und Weise, die heftig kritisiert wird, ohne jedoch Alternativen zu geben.
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			Im Blickfeld: Im Amt lassen

			Von Stefan Kuhn

			Die Demokraten sollten es besser wissen, denn es war einer der ihren, der nach einem Impeachment-Verfahren besser dastand als zuvor. Vor gut 20 Jahren sprach der US-Senat das Urteil über den damaligen Präsidenten Bill Clinton. Es fand sich keine Mehrheit für eine Amtsenthebung, aber das hatten wohl nicht einmal Clintons republikanische Gegner geglaubt. Um einen Präsidenten abzusetzen, braucht man eine Zweidrittelmehrheit im Oberhaus des Kongresses. Es gab nicht einmal eine einfache Mehrheit. Bei der Frage, ob Clinton die Justiz behindert hat, gab es ein Patt, und dass der Präsident einen Meineid geleistet hatte, glaubten nur 45 von 100 Abgeordneten. So richtig nachvollziehbar ist es deshalb nicht, dass die Demokraten ein Impeachment gegen Donald Trump anstreben. 

			Ein Impeachment ist so etwas wie eine ultima ratio im US-System der checks und balances. Bisher gab es zwei dieser Amtsenthebungsverfahren. 1868 gegen Andrew Johnson wegen einer Ministerentlassung und 130 Jahre später gegen Clinton. Beide scheiterten. 1974 kam Richard Nixon einem Impeachment wegen der Watergate-Affäre zuvor, weil er zurücktrat.

			Die Schwierigkeit liegt in der hohen Hürde. Zum Einen braucht man eine Mehrheit im Repräsentantenhaus, um überhaupt ein Verfahren einleiten zu können und dann die angesprochene Zweidrittelmehrheit im Senat. 1998 hatten die Republikaner beide Häuser unter Kontrolle, doch im Senat hätten sie zwölf demokratische Senator*innen auf ihre Seite bringen müssen. Bei den Vorwürfen gegen Clinton war das utopisch. Der Präsident hatte über eine Affäre mit einer Praktikantin gelogen und daraus machten ein sturer Richter und Newt Gingrich, der demokratische Mehrheitsführer im Repräsentantenhaus, eine Hexenjagd. In der Bevölkerung wurde dieses Impeachment-Verfahren mit Unverständnis aufgenommen. Wohl deshalb stimmten auch einige Republikaner gegen die Anklagepunkte. Clinton war damals näher an einer Scheidung als an einer Amtsenthebung.

			Natürlich geht es bei dem Verfahren nicht unbedingt um das Ziel, sondern um eine Beschädigung des politischen Gegners. Das macht den Fall Clinton noch lächerlicher, denn der Präsident hatte schon seine zweite Amtszeit angetreten und konnte nicht wiedergewählt werden.

			Der Fall Trump liegt etwas anders. Der zu präsidialen Ehren gekommene New Yorker Immobilienhai lügt zwar ähnlich wie Clinton über seine amourösen Affären, aber das ist beim aktuellen Präsidenten nur ein kleiner Teil seiner Lügen. Seit Beginn seiner Amtszeit hat die Washington Post durchschnittlich zwölf Lügen pro Tag gezählt. Da könnten durchaus auch Meineide hinzukommen, wenn Trump vor einem Ausschuss befragt wird. Im Mueller-Report über den Einfluss Russlands auf die Präsidentschaftswahl, ist er noch einmal davongekommen. Verbindungen von seinem Wahlkampfteam zu den Russen sind allerdings offensichtlich. Die derzeitig aktuelle Ukraine-Affäre, Trump soll den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj aufgefordert haben, Ermittlungen gegen den früheren Vizepräsidenten Joe Biden und dessen Sohn Hunter zu veranlassen, ist noch brisanter. Biden könnte Trumps Gegner bei den Präsidentschaftswahlen im nächsten Jahr sein.

			Das alles wiegt schwerer als Clintons Oralsex mit einer Praktikantin, den er nicht öffentlich zugeben wollte. Die Anschuldigungen gegen Trump, sollten sie wahr sein, haben schon Watergate-Kaliber. 

			Was die Mehrheitsverhältnisse im Senat angeht, sind die Chancen, dass man den notorischen Lügner aus dem Weißen Haus werfen kann, noch geringer als bei Clinton vor zwei Jahrzehnten. Die Demokraten haben keine Mehrheit im Senat, sie müssten zwei unabhängige Senatoren auf ihre Seite bringen und 20 republikanische. Ganz ausgeschlossen ist das nicht, aber in diesem Fall müsste die Beweislast gegen den Präsidenten wirklich erdrückend sein. 

			Im Gegensatz zu Clinton hat im Falle Trump aber auch das Verfahren selbst und nicht nur das Ziel einen Sinn. Trump tritt in einem Jahr zur Wiederwahl an, und ein laufender politischer Prozess könnte ihn beschädigen. Dazu kommt, dass bisher nur die Spitze des Eisbergs zu sehen ist. Man kann davon ausgehen, dass Whistleblower noch mehr ans Licht bringen.

			Dagegen sprechen Trumps Wähler und Wählerinnen. Wenn man davon ausginge, dass das Gros von ihnen Trumps Aufforderung an Selenskyj nicht für Amtsmissbrauch, sondern für einen cleveren Schachzug hält, dürfte man nicht falsch liegen. Zudem inszeniert sich der Präsident als Opfer und spricht von einer Hexenjagd gegen ihn.

			Dazu kommt, dass bei einem Impeachment-Verfahren gegen Trump auch der demokratische Kandidat Joe Biden als eine Art Nebenbeklagter vor Gericht stünde. Hat er nun seine Macht als Vizepräsident ausgenutzt, um seinem Sohn Geschäfte in der Ukraine zu ermöglichen? Selbst, wenn er es nicht getan hat, irgendetwas bleibt immer hängen. Biden ist deswegen auch in der misslichen Lage, dass er nicht aus dem demokratischen Vorwahlkampf aussteigen kann, denn das wäre ein Schuldeingeständnis.

			Nach dem derzeitigen Stand der Dinge wäre ein Impeachment keine gute Idee. Trumps Regierungsbilanz dürfte eine der schlechtesten aller US-Präsidenten sein. Bei einem Amtsenthebungsverfahren könnte er Misserfolge auf den politischen Gegner schieben. Er wollte „Amerika wieder groß machen“, aber man hat ihm nur Steine in den Weg geworfen. Er sollte abgewählt und nicht abgesetzt werden.
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			Randglossen

			Alberto Fernández hat jetzt die Hungerproblematik in den Vordergrund gestellt und dabei ein verzerrtes Bild der argentinischen Gesellschaft gegeben. Es ist gewiss nicht so, dass alle der 16 Millionen, die das Statistische Amt als arm einstuft, hungern. Die meisten Armen gelangen irgendwie zur Nahrung. Sonst würden wir auf den Straßen lauter verhungerte Menschen sehen, die Haut und Knochen sind. Das ist jedoch nicht der Fall. Und dann sollte man falsche Ernährung auch nicht mit ungenügender verwechseln. Das Wesentliche ist heute, dass die zahlreichen gemeinnützigen Anstalten, die eine Gratismahlzeit bieten, vom Staat intensiv unterstützt werden, und dieser auch die Zufuhr von Gemüse, Obst, Teigwaren u.a. Produkten organisiert, auch für Schulen, und dabei auch Überschüsse bezieht, die am Zentralmarkt von Buenos Aires und an anderen Orten regelmäßig bestehen.

			Kennen Sie D.O.N.A.L.D.? Das ist die „Deutsche Organisation nichtkommerzieller Anhänger des lauteren Donaldismus“. Das sind Menschen, die sich „wissenschaftlich“ mit Donald Duck beschäftigen. Die Anführungszeichen kann man streichen, denn die Welt der Disney-Gestalt ist realer und wissenschaftlich fassbarer als die des @realDonaldTrump. „Wenn die Türkei irgendetwas unternimmt, was ich in meiner großartigen und unvergleichlichen Weisheit für tabu halte, werde ich die türkische Wirtschaft vollständig zerstören und auslöschen“, ließ Donald II die Welt per Twitter wissen, nachdem er mit dem Abzug von US-Truppen in Nordsyrien eine türkische Offensive gegen seine kurdischen Verbündeten ermöglicht hatte. Vielleicht war das ein Tippfehler. Er meinte „Weißheit“.

			Mal Klartext. Schuld am Brexit haben nicht die Engländer, sondern die Spanier. Dabei geht es um die regionale Gefahr. Im Vereinigten Königreich ist die Gefahr einer Zersplitterung relativ gering. Die Schotten und die Nordiren sind zwar EU-Befürworter, aber das bringt ihnen wenig. Wenn das Vereinigte Königreich sich von Europa verabschiedet, können die Schotten sich auch verabschieden, auch wenn sie sich für die Unabhängigkeit entscheiden. Spanien wird immer ein Veto gegen den Beitritt Schottlands einlegen, sonst könnten ja Katalonien und das Baskenland Ähnliches planen. Deshalb ist das Drohpotenzial einer Abspaltung Schottlands nicht sehr real. Käme aus Madrid ein positives Signal, würde das den britischen Premier Boris Johnson in die Bredouille bringen.
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			BERLIN

			Bisherige Erfolge beachtlich

			Stiftung Verbundenheit präsentiert die vorläufige Bilanz des Argentinien-Projektes in Berlin mit sehr positiver Rückmeldung aus dem Bundestag und dem Auswärtigen Amt
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			Bei der Vorstellung der Bilanz des Argentinien-Projektes in der Parlamentarischen Vertretung des Bundestages (v. l. n. r.): Fachberater der Zentralstelle für das Auslandsschulwesen in Argentinien, Herr David Klausa, Vizepräsident des Dachverbandes der Deutsch-Argentinischen Vereinigungen, Herr German Lehrke, Vortragender Legationsrat des Referates 601 des Auswärtigen Amtes, Herrn Pietro Merlo, Leiter des Argentinien-Projektes, Dr. Marco Just Quiles, Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des Argentinischen Parlamentes, Frau Abgeordnete Cornelia Schmidt-Liermann, Vorsitzender der Parlamentariergruppe Cono Sur-Staaten, Herr Stefan Müller MdB, Botschafter der Republik Argentinien, Herr Pedro Villagra Delgado, Stellvertretender Leiter des Referates 602 für Kultur- und Medienbeziehungen Lateinamerika, Afrika, Asien und Australien/Pazifik, Herr Mario Sauder, und Ratsvorsitzender der Stiftung Verbundenheit, Parl. Staatssekretär a.D. Hartmut Koschyk.

			Seit Februar 2019 führt die Stiftung Verbundenheit in Argentinien, im Auftrag des Auswärtigen Amtes, ein Pilotprojekt zur Einbindung der bis zu 200 deutsch-argentinischen Kulturvereine in die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik (AKBP) durch. Schon heute engagieren sich viele dieser zivilgesellschaftlichen Vereinigungen in der Sprach- und Kulturvermittlung, aber auch im sozialen und ökologischen Bereich. Um das Kooperationspotenzial zwischen den Vereinen und den deutschen Mittlerorganisationen der Auswärtigen Kulturpolitik auszubauen, arbeitet die Stiftung Verbundenheit mittels verschiedener Formate (Seminare, Jugendinitiativen, Organisationsentwicklung, etc.) daran, die institutionellen Kapazitäten der Vereine zu stärken und ihre Aktivitäten im Sinne der AKBP zu diversifizieren. Das Pilotprojekt geht aus einer wissenschaftlichen Studie von 2018 hervor, für die die Stiftung Verbundenheit den Politikwissenschaftler und jetzigen Projektleiter Dr. Marco Just Quiles engagierte. Anfang dieser Woche stellten Stiftungsratsvorsitzender Hartmut Koschyk und Dr. Just Quiles die Projektbilanz der vergangenen sieben Monate vor.

			An der Veranstaltung in der Parlamentarischen Vertretung des Bundestages nahmen der Vorsitzende der Parlamentariergruppe Cono Sur-Staaten Herr Stefan Müller MdB, der Botschafter der Republik Argentinien Herr Pedro Villagra Delgado, der Stellvertretende Leiter des Referates 602 für Kultur- und Medienbeziehungen Lateinamerika, Afrika, Asien und Australien/Pazifik Herr Mario Sauder sowie der Vortragende Legationsrat Herrn Pietro Merlo teil. Außerdem waren die Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des Argentinischen Parlamentes, Frau Abgeordnete Cornelia Schmidt- Liermann, der Vizepräsident des Dachverbandes Deutsch-Argentinischer Vereinigungen German Lehrke und der Fachberater der Zentralstelle für das Auslandsschulwesen in Argentinien Herr David Klausa aus Buenos Aires angereist.

			Dr. Just Quiles präsentierte die vorläufigen Ergebnisse des Pilotprojektes, das die Stiftung Verbundenheit aufgrund eines Haushaltsbeschlusses des Deutschen Bundestages für das Auswärtige Amt durchführt. Das einjährige Projekt zielt darauf ab, die Selbstorganisation der deutsch-argentinischen Kulturvereine zu stärken, um ihr Potenzial als Kooperationspartner für die Mittlerorganisationen der AKBP weiterzuentwickeln. Dafür arbeitet die Stiftung Verbundenheit in Kooperation mit dem Dachverband der Deutsch-Argentinischer Vereinigungen F.A.A.G. und in enger Abstimmung mit der Deutschen Botschaft. Besonders außerhalb der großen Städte bieten die Vereine ein sehr hilfreiches Kontaktnetzwerk für die deutschen Mittlerorganisationen. Diese sind in der Regel nur in den größten Städten des Landes vertreten. Das ehrenamtliche Engagement hunderter Vereinsmitglieder stellt in dieser Hinsicht ein wertvolles soziales Kapital dar.

			Die bisherigen Erfolge des Projektes sind beachtlich. Ein Schwerpunkt der Arbeit besteht darin, das Vereinsnetzwerk über die Organisationsentwicklung des Dachverbandes F.A.A.G. zu stärken. Schon in den ersten Monaten ist es gelungen, einen „operativen Arm“ mit vier neuen Mitarbeitern aufzubauen, die unter der Leitung von Dr. Just Quiles in ganz Argentinien Vernetzungsprojekte durchführen. Parallel dazu wurde das Kommunikationssystem des Dachverbandes vollständig erneuert; inklusive einer neuen Kontaktdatenbank, Internetseite und einem monatlich erscheinenden Newsletters. Die Internetseite bietet nun in einer Servicerubrik hilfreiche Anregungen für die Vereine, die sich in den Bereichen Spracharbeit, soziale Projekte, Kulturveranstaltungen oder Umweltinitiativen engagieren möchten. Die empfohlene Diversifizierung der Vereinsaktivitäten stellt eine wichtige Grundlage dar, um die Vereine in ihren Lokalitäten zu gesellschaftlichen Akteuren mit großer sozialer Reichweite zu entwickeln. Diese Reichweite ist wiederum für die angestrebte Zusammenarbeit zwischen den Vereinen und den deutschen Mittlerorganisationen wichtig. Zahlreiche Vereine erreichen mit ihren Aktivitäten schon heute eine weitaus größere Zielgruppe als lediglich die deutschstämmigen Argentinier.

			Um die Vereine auch in ihren institutionellen Kapazitäten zu stärken, hat die Stiftung Verbundenheit in Zusammenarbeit mit der F.A.A.G. in unterschiedlichen Provinzen bereits mehrere sehr gut besuchte Fortbildungsseminare zu relevanten Themen wie Projektmanagement und Medienkompetenzen angeboten. Diese kostenlosen Serviceleistungen helfen auch dem Dachverband seine Präsenz in allen Regionen des Landes auszubauen. In wenigen Monaten konnten viele Vereine als neue Mitglieder gewonnen werden.

			Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt im Argentinien-Projekt ist die „Verjüngung“ und Modernisierung der Vereine. In der wissenschaftlichen Studie der Stiftung Verbundenheit, wurde die Überalterungsproblematik in vielen Vereinen als die größte Herausforderung der deutsch-argentinischen Community beschrieben. Deswegen hat die Stiftung Verbundenheit die Initiative #JungesNetzwerk gegründet. Sie verbindet junge Argentinier, die sich mit eigenen Projekten für den Austausch zwischen Argentinien und Deutschland engagieren möchten. Ende August wurde #JungesNetzwerk auf dem ersten deutsch-argentinischen Jugendkongress in der Stadt Rosario gegründet. Über 200 Interessenten zwischen 18 und 35 Jahren hatten sich für die Veranstaltung beworben, von denen 51 Teilnehmer ausgewählt wurden. Das umfangreiche Programm umfasste neben Expertenvorträgen und Gruppenarbeiten zum Thema Umweltschutz, Podiumsdiskussionen über deutsch-argentinische Identität und Kulturaustausch auch eine Informationsbörse über Studieren und Arbeiten in Deutschland, zu der die Stiftung Verbundenheit alle deutschen Mittlerorganisationen eingeladen hatte.

			Die Mitglieder der Initiative #JungesNetzwerk, die über eine eigens entworfene Internetplattform vernetzt sind, haben in einer ersten Netzwerkaktion mit über 15 Arbeitsteams in verschiedenen Provinzen am internationalen World Cleanup Day teilgenommen. Für November diesen Jahres ist ein erneuter Jugendkongress in Buenos Aires geplant, um das Netzwerk weiter auszubauen. Die Initiative #JungesNetzwerk, die die Stiftung Verbundenheit im kommenden Jahr auch auf andere Länder Südamerikas ausweiten möchte, wird von der Deutschen Botschaft in Argentinien und der Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschusses des Argentinischen Parlamentes, Cornelia Schmidt-Liermann, unterstützt.

			Eine weitere Linie des Förderprojektes ist die Professionalisierung der Lehrkräfte, die in mehreren Vereinen Deutschkurse anbieten. Für dieses Jahr ist ein speziell für den Vereinsunterricht entwickeltes Fortbildungsseminare geplant. Im Unterschied zu den Sprachlernangeboten der Mittlerorganisationen, sind die erschwinglichen Vereinsangebote vorwiegend als erste Einstiegssprachkurse für Interessierte aller Altersgruppen gedacht. Besonders in Lokalitäten, in denen weder das Goethe-Institut noch eine Sprachschule die Kursnachfrage bedient, sind die von den Vereinen organisierten Sprachkurse sehr hilfreich. Gemeinsam mit der F.A.A.G. hat die Stiftung Verbundenheit dieses Jahr auch die deutschsprachige Wochenzeitung „Argentinisches Tageblatt“ über ein kostenloses Abonnement an viele deutsch-argentinische Vereine und Schulen verteilt. Mit dieser Aktion konnte erreicht werden, dass das „Argentinisches Tageblatt“ seine Leserschaft im Landesinneren vergrößert und die Zeitung auch verstärkt als Material in den Deutschunterricht benutzt wird.

			Die bei der Präsentationsveranstaltung anwesenden Parlamentarier und Vertreter des Auswärtigen Amtes zeigten sich positiv überrascht. Dass in einem sehr kurzen Zeitraum von weniger als sieben Monaten, zahlreiche Ergebnisse vorgelegt und insbesondere neue Kooperationsformate geschaffen wurden, die sowohl die deutsch-argentinischen Vereine aber auch die Mittlerorganisationen der AKBP einbinden, sei ein sehr gutes Zeichen. Auch der Argentinische Botschafter Pedro Villagra Delgado begrüßte das Projekt der Stiftung Verbundenheit und dessen Fortführung. Er regte darüberhinaus an, die argentinischen Absolventen von deutschen Universitäten bei ihrer Rückkehr nach Argentinien in die vielversprechende Initiative #JungesNetzwerk einzubinden.
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			(V.l.n.r.): Legationsrat Pietro Merlo, ZfA Berater David Klausa, F.A.A.G. Vizepräsident German Lehrke und Referatsleiter Mario Sauder.

			Auch die argentinische Abgeordnete Cornelia Schmidt-Liermann appellierte im Namen des Argentinischen Staates explizit für die Verlängerung des Pilotprojektes der Stiftung Verbundenheit. Für die deutsch-argentinische Gemeinschaft aber auch für Argentinien sei das Projekt von unschätzbarem Wert, da es die historischen Verbindungen zwischen Deutschland und Argentinien auf zivilgesellschaftlicher Ebene vitalisiert. Diese Einschätzung wurde auch vom Vizepräsidenten der F.A.A.G., German Lehrke, geteilt, der die Vereine an einem wichtigen Scheidepunkt sieht. Die Einbindung hunderter Vereine in eine strategische Kooperation mit den deutschen Mittlerorganisationen in Argentinien sei ein zukunftsweisendes Konzept, das genau zum richtigen Zeitpunkt komme. Ohne diese Perspektive würden viele der Vereine bald nicht mehr existieren. Der Vertreter der Zentralstelle für das Deutsche Auslandsschulwesen in Argentinien, David Klausa, bestätigte, dass die Arbeit der Stiftung Verbundenheit auch für die Mittlerorganisationen sehr hilfreich sei. Diese würden von einer stärkeren Verbindung mit den deutsch-argentinischen Vereinen profitieren. In einem flächengroßen Land wie Argentinien haben die Mittlerorganisationen Schwierigkeiten außerhalb der Großstädte zu operieren. Der Aufbau eines Netzwerkes an strategische Partner im Landesinneren sei daher eine wichtige Aufgabe, um die sich die Mittlerorganisationen allerdings nicht selbst kümmern könnten. Hier sehe er die wichtige Rolle der Stiftung Verbundenheit.

			Stiftungsratsvorsitzender Hartmut Koschyk bekräftigte vor diesem Hintergrund die Bereitschaft, auch im kommenden Jahr mit der Stiftung Verbundenheit in Argentinien aktiv zu sein. Es zeige sich, dass das Pilotprojekt einen neuen, bisher wenig entwickelten Ansatz in der Auswärtigen Kultur-und Bildungspolitik erfolgreich vorantreibe. Man habe deswegen auch schon in diesem Jahr die deutschen Auslandsvertretungen in Chile und Paraguay besucht, um bei einer weiteren Förderung des Projektes auch in diesen Ländern aktiv zu werden. Projektleiter Dr. Just Quiles ergänzte, dass mittlerweile auch andere europäische Länder eine verstärkte Diaspora-Politik in Argentinien verfolgen. Der deutsche Staat könne aber im Vergleich schon jetzt auf konkrete Ergebnisse verweisen, die das brückenbildende Netzwerkpotential der deutsch-argentinischen Gemeinschaft als strategische Partner für die AKBP aufzeigen.

			Die Stiftung Verbundenheit dankt allen Unterstützern des Argentinien-Projektes, insbesondere dem Chefberichterstatter für den Haushalt des Auswärtigen Amtes Herrn Alois Karl MdB, der Frau Abgeordneten Cornelia Schmidt-Liermann, dem stellvertretenden Vorsitzenden des Unterausschusses Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik des Deutschen Bundestages Herrn Thomas Erndl MdB, dem Vorsitzenden der Parlamentariergruppe Cono Sur-Staaten Herrn Parlamentarischen Geschäftsführer Stefan Müller MdB, dem Argentinischen Botschafter Herr Pedro Villagra Delgado sowie dem Referat 602 des Auswärtigen Amtes, das von Herrn Dr. Stefan Buchwald geleitet wird. 
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			Litiomanía

			Die deutsch-argentinische Industrie- und Handelskammer (AHK Argentina) hat für den 16. Oktober 2019 Vertreter verschiedener Unternehmen und auch von hohen öffentlichen Ämtern zu einem Ereignis genannt “Litiomanía” eingeladen, um Strategien zu erkunden, die zur Entwickung und zur Erhöhung der Produktion und Förderung von Lithium und zur Integrierung in die internationalen Wertketten beitragen. Das bezieht sich sowohl auf die Rahmenordnung, wie auf die spezifischen wirtschaftspolitischen Maßnahmen.

			Argentinien zählt gegenwärtig mit einer strategischen Chance: des Einsatzes der neuen Technologien, mit denen es sich vom Modell der großen Konkurrenten, Australien und China, differenziert. Es gibt technologisch zwei Arten der Lithiumausbeutung: die konventionelle (mit Becken oder Brunnen, bei Verwendung von chemischen Reagenzstoffen), und auf der anderen Seite die neue Technologie der direkten Ausbeutung. Die Einführung dieser fortgeschrittenen Alternative würde den argentinischen Exporten erlauben, einen Qualitätssprung beim Endprodukt zu erreichen, und sich auf diese Weise von den Konkurrenten differenzieren.

			Die Elektromobilität hat ein großes Potential. Mit der technologischen Entwicklung der Batterien, werden die spezifischen Forderungen für die Qualität sich der technologischen Erneuerung anpassen. Dabei ergibt sich eine Möglichkeit, um einen Qualitätsdialog zwischen dem Lieferanten des Materials (“upstream”) und dem Fabrikanten von Batterien und deren Teilen zu schaffen, was die konkrete Möglichkeit ergibt, Wertschöpfung bei den Wertketten zu erzeugen.

			Argentinien bildet mit Chile und Bolivien das sogenannten “Lithium-Dreieck”, das 67% der weltweiten nachgewiesenen Lithiumreserven besitzt und für etwa die Hälfte des weltweiten Lithiumangebotes verantwortlich ist. Argentinien liegt bei den Reserven der Welt an vierter Stelle, mit einem Siebtel der Gesamtreserven, und ist mit einem Sechstel an der Weltproduktion beteiligt.

			Litiomanía fällt mit der Gewährung des Nobelpreises für Chemie an drei Forscher zusammen, die die Lithiumbatterie entwickelt haben, was technologisch sehr schwierig war und schrittweise erfolge. Lithiumbatterien gibt es schon in Mobiltelefonen und Computern. Für elektrische Automobile spielen sie eine entscheidende Rolle, weil sie eine höhere Speicherung mit niedrigem Gewicht erlauben. 

			Die drei Nobelpreisträger sind der in Deutschland geborene, aber in den USA aufgewachsene John Goodenough, der Brite Stanley Wittingham und der Japaner Akira Yoshino. Jeder ist für einen Teil der efolgreichen Forschung verantwortlich.
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			Steuerreformen in letzter Minute

			Die Zeitung “La Nación” berichtet als einziges Presseorgan in ihrer Ausgabe vom Mittwoch über eine Reihe von Gesetzesprojekten über Steuerthemen, die die Regierung angeblich noch vor den Wahlen im Kongress einbringen wird. Das klingt merkwürdig, weil der Kongress diese Projekte erst nach dem Regierungswechsel behandeln würde, wobei sie dann jedoch, sollte Alberto Fernández Präsident werden, voraussichtlich an die Exekutive zurückgegeben werden, die sie bestätigen kann (was unwahrscheinlich ist), oder in einem neuen Projekt mit Änderungen aufnehmen kann, oder die ganze Reform in den Papierkorb werfen kann. Das ganze klingt eher nach Wahlpropaganda, da es nur Macri verpflichtet, sollte er wiedergewählt werden. 

			Es handelt sich konkret um folgendes:

			1. Während drei Jahren sollen Investitionen von mindestens u$s 10 Mio. eine beschleunigte Amortisation und andere (nicht angegebene) Steuervergünstigungen genießen. 

			2. Kleine und mittlere Unternehmen (Pymes) sollen Investitionen in 2 Jahren amortisieren können.

			3. Bei Infrastrukturinvestitionen und neuen Immobilien soll die Amortisationsperiode halbiert werden. 

			4. Produktive Investitionen, die in die industrielle Kategorie 4.0 eingestuft werden, sollen 10% der Investition auf die Gewinnsteuer anrechnen können.

			5. Bei neu angestellten Arbeitnehmern, die die Belegschaft eines Unternehmens entsprechend erhöhen (also nicht durch Entlassungen ausgeglichen werden), soll während eines Jahres der Unternehmerbeitrag zu den Pensionskassen erlassen und für das 2. Jahr halbiert werden. Das soll angeblich 400.000 neue Arbeitsplätze schaffen.

			6. Es wird ein einheitliches Steuerkonto geschaffen, das die Verrechnung von Saldi bei Steuern, Zöllen und Sozialabgaben erlaubt. Bisher ist dies nicht erlaubt.

			7. Bei der Einheitssteuer soll ein System geschaffen werden (benannt Monotributo Plus), das den Übergang von diesem System auf das allgemeine Steuersystem erleichtert. 

			8. Die Vorschüsse auf die Gewinnsteuer sollen vereinheitlicht werden, mit Raten von 10% von Anfang an, statt jetzt 25% als erste Rate und 8,33% bei den Folgenden.

			All dies klingt noch, wie wenn es nicht zu Ende studiert worden wäre. Es handelt sich eben im Wesen nur darum, zu zeigen, in welche Richtung Macri in einer zweiten Amtszeit gehen würde.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 60,29, gegen $ 60,22 in der Vorwoche. Die ZB musste ständig Dollar verkaufen, aber viel weniger als unmittlbar nach den PASO-Wahlen. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 47,98 Mrd., gegen u$s 48,34 Mrd. eine Woche zuvor. In 20 Augusttagen verlor die ZB Reserven für u$s 12,2 Mrd., und seit Einführung der Devisenbewirtschaftung am 1. September nur u$s 4,9 Mrd. Der größte Teil des Reservenverlustes ist auf Abhebung von Dollar zurückzuführen, die bei lokalen Banken in Dollarkonten deponiert waren. Der größte Teil dieser Dollardepositen wird bei der ZB deponiert, und bildet einen Teil der Reserven. Die ZB hat den Leliq-Zinssatz letzte Woche leicht gesenkt, auf 71,9%. Am 11. September lag der Zinssatz noch bei 86%. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.8.20 bei $ 90.6, was einen Zinssatz von 65,6% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 1,47% zurück, und lag somit um 0,15% über Ende 2018.

			***

			Die argentinischen Staatstitel (in Dollar) wiesen auch in der Woche zum Mittwoch eine betonte Hausse auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2022: +5,99%; Argentina 2021: +5,81%; Argentina 2026: +5,24%; Argentina 2046: +3,76%; Bonar 2024: +3,97%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 24 Karat am Mittwoch zu $ 2.791,50 pro Gramm gehandelt, gegen $ 2.669,42 in der Vorwoche. Gold zu 18 Karat wurde weiter nicht gehandelt.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 7.10.19 um 3,78%, wobei in den letzten 30 Tagen ein Rückgang von 6,68% stattfand.  Der Bargeldumlauf nahm in 12 Monaten um 25,01% zu, und die Depositen bei der ZB nahmen um 26,60% ab. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn beziegt, stieg in 12 Monaten um 26,67%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 7.10.19 um 24,18% auf $ 3,29 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 4,15% auf 1,73 Bio. zu. Real gemessen ist das lokale Bankensystem somit stark geschrumpft. Die Dollardepositen nahmen in der gleichen Periode um 23,45% auf u$s 23,82 Mrd. ab, und die Dollarkredite nahmen um 16,95% ab.

			***

			Zwei Arbeitsrichter haben sich dem Dekret widersetzt, dass die Form der Berechnung der Entschädigung bei Arbeitsunfällen und -krankheiten ändert, und dabei auch den Betrag verringert. Richter Alejandro Segura hat eine Klage des Sportjournalisten Miguel Angel Fernández stattgegeben und die Verfassungswidrigkeit der Maßnahme erklärt. In einem zweiten Fall wurde einem Schutzrekurs des Anwaltskollegiums der Bundeshauptstadt stattgegeben, mit der Begründung, dass Artikel 99 der Verfassung der Regierung verbietet, Maßnahmen dieser Art zu treffen. Die Anstalten, die diese Risiken versichern, werden jetzt Berufung vorlegen.

			***

			Das Budgetbüro des Kongresses hat ermittelt, dass der Bundesstaat im September ein primäres Defizit (ohne Zinsen) von $ 34,89 Mrd. ausweist, 3,9% über dem gleichen Vorjahresmonat. Doch das gesamten Defizit (als finanziell bezeichnet) lag mit $ 107,71 Mrd um 45,7% über dem Vorjahr, nachdem die Zinslast um 80% auf $ 72.82 Mrd. gestiegen ist. Die Einnahmen lagen im September um 41% über dem gleichen Vorjahresmonat, und die Ausgaben stiegen um 42,2%. In beiden Fällen blieb die Zunahme weit hinter der Inflation zurück, so dass eine reale Abnahme stattgefunden hat.

			***

			Der Internationale Währungsfonds hat klargestellt, dass die fehlende Quote des Abkommens mit Argentinien, von u$s 5,4 Mrd. nicht vor dem Wahlen ausgezahlt wird. Aber gleichzeitig hat er dem Antrag von Schatzminister Hernán Lacunza stattgegeben, dass der Betrag von u$s 7,5 Mrd., der zum Kreditpaket von u$s 50 Mrd. gehört, aber bisher nicht eingesetzt werden durfte, jetzt für Zahlung von Schulden verwendet werden darf. In diesem Sinn wurden in der Vorwoche schon u$s 1,9 Mrd. eingesetzt. Es handelte sich um Schatzscheine in Dollar (Letes und Lecap), Amortisation von Krediten internationaler Finanzanstalten und Zahlung des Par-Bonds. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (benannt IPI), lag im August 2019 um 6,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und (saisonbereinigt) um 2,8% unter Juli 2019. Die ersten 8 Monate 2019 lagen um 8,1% unter dem Vorjahr. Im August stiegen Nahrungsmittel und Getränke gegenüber dem Vorjahr um 0,4%. Dabei spielte die Zunahme von 36,8% bei Weizenmühlen und Speiseölfabriken eine besondere Rolle. Aber es gab auch Zunahmen bei Waren, denen die MwSt. erlassen wurde, wie Milch (+4,5%) und Teigwaren (+5,4%), Den höchste interannuellen Rückgang verzeichnen Kfz und deren Zubehörteile (-27,7%), Transportmittel (-20%), Maschinen und Anlagen (-13,7%) und landwirtschaftliche Maschinen (-21,9%)

			***

			Die Bautätigkeit lag im August 2019 um 6,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber (saisonbereinigt) um 0,4% über Juli 2019, berichtet das INDEC. Die ersten 8 Monate 2018 lagen um 8% unter dem Vorjahr. 

			***

			Im September erzeugten die 12 lokalen Kfz-Fabriken insgesamt 27.687 Automobile, Pick-ups und Lastwagen, 25,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 10,2% unter August 2019, berichtet der Verband Adefa. Die Lieferungen an die Agenturen betrugen 26.876 Einheiten, 37% unter dem Vorjahr und 29.3% unter August. Der Export betrug 21.568 Einheiten, 7,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 14,4% über August 2019. Auf diese Zahlen ergibt sich ein Import (ohne Veränderungen des Bestandes zu berücksichtigen) von 20.757 Einheiten, also weniger als exportiert wurde. In 9 Monaten 2019 betrug die Produktion 241.339 Kfz., 34,9% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen betrugen 291.219 Einheiten, 48,3% unter dem Vorjahr. Der Export betrug 168.023 Einheiten, 15,3% unter dem Vorjahr. Daraus ergibt sich ein Import von 218.023 Einheiten, 40.000 mehr als exportiert wurden. Der Außenhandel mit Kfz bezieht sich fast ausschließlich auf Brasilien.

			***  

			Die Gewerkschaft der Bankangestellten hat mit den Unternehmerverbänden am Donnerstag der Vorwoche ein neues Arbeitsabkommen abgeschlossen, das ab September ein Anfangsgehalt von $ 55.266,47 vorsieht, das in Oktober und November weiter zunimmt und im Dezember $ 60.000 erreicht. Die allgemeine Zulage beträgt ab Anfang 2019 50%, was die $ 5.000 einschließt, die in der Vorwoche allgemein eingeführt wurden. Bis Juli waren es 30%, die in Raten gezahlt wurden. Aber wenn die Inflation höher als veranschlagt zunimmt, wird eine weitere Gehaltserhöhung vollzogen. Die Banken waren in den letzten Jahren sehr nachgiebig gegenüber den Gewerkschaften, nachdem sie allgemein gut verdient hatten und außerdem mit der neuen Computertechnologie hohe Kostenersparnisse erreicht haben.

			***

			Die Kammer der Motorradfabrikanten (Cadim) hat beschlossen, die Programme des zinslosen Verkaufs in 12 und 18 monatlichen Raten bis zum 31. Oktober 2019 zu verlängern. Auf diese Weise können lokal erzeugte Motorränder von bis zu $ 120.000 leichter gekauft werden. 

			***

			Der Umsatz des unabhängigen Einzelhandels lag im September 2019 um 14,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 2,1 über August,  berichtet der Verband CAME. Die ersten 9 Monate 2019 liegen um 13% unter dem Vorjahr. 

			***

			Bei den ersten Gesprächen zwischen dem Gewerkschaftsverband CGT und dem Industrieverband Unión Industrial Argentina über ein Sozialabkommen haben die Gewerkschafter klargestellt, dass der Einschluss einer Reform des Arbeitsrechts in ein eventuelles Abkommen nicht in Frage komme.

			***

			Im September gingen die Dollardepositen der lokalen Banken um fast 20%, gleich u$s 5,2 Mrd., auf u$s 21.,38 Mrd. zurück. Vor zwei Monaten lagen diese Depositen noch über u$s 32 Mrd. Diese Abnahme hat dazu geführt, dass die Dollarkredite im September um 12,8%, gleich u$s 1,97 Mrd., abgenommen haben, obwohl dies nicht notwendig war, da auch die jetzt niedrigeren Depositen, auf die eine Mindestreserve von nur 20% besteht, einen viel höheren Kreditbetrag erlauben.

			***

			Die Regierung hat einen Vertrag mit der finnischen Vaisala für E 16,5 Mio. unterzeichnet, damit diese Firma ein neues System der meteorologischen Datenaufnahme in der Flugplätzen einrichtet. Die ersten Anlagen sollen noch dieses Jahr in Córdoba montiert werden. Vaisala ist weltweit führend auf diesem Gebiet, und zählt mit 80 Jahren Erfahrung.

			***

			Durch Beschluss 597/19 des Energiesekretariates wurden den Erdölunternehmen Total Austral und BP Exploration Argentina Forschungsrechte für 8 Jahre auf der Meeresplatform auf 6.320 qkm erteilt. Durch Beschluss 598/19 wurde der Firma Tullow Argentina ein Forschungsrecht auf der Meeresplattform für 4.420 qkm erteilt. Durch Beschluss 600/19 wurde der Firma Total Austral eine weitere Forschungsgenehmigung von 6.572 qkm erteilt. Und durch Beschluss 603/19 erhielten die Firmen Total Austral, Pluspetrol und Wintershall DEA eine weitere Genehmigung auf 4.546 qkm. Und schließlich wurde durch Beschluss 604/19 den Firmen Total Austral, Tullow Argentina, Pluspetrol und Wintershall DEA ein weiteres Gebiet von 5.942 qkm zugeteilt. Die Regierung will die Meeresforschung intensiv vorantreiben.

			***

			Der Landwirtschaftssekretär Luis Miguel Etchevehere hat in Washington Verhandlungen eingeleitet, um die Zulassung des Exports von argentinischem Schaffleisch zu erreichen. Das wäre für Patagonien sehr wichtig, da die Schafzucht für Produktion von Wolle wegen des gedrückten Wollpreises eine tiefe Krise erlebt. Wolle wurde weitgehend von Kunststoffen verdrängt, in den letzten Jahren besonders durch “Polar-Stoffe”. Die Schafzüchter müssen jetzt auf Schaffleisch übergehen, was auch die Art der Schafe betrifft, die mehr Fleisch und Fett und weniger Wolle haben müssen. Doch das wichtigste dabei ist der Absatz, wobei die Vereinigten Staaten einen großen Markt darstellen. Patagonien war immer schon frei von der Maul- und Klauenseuche, was den Fall mit der USA einfacher macht.

			*** 

			Der Umsatz von landwirtschaftlichen Maschinen (Traktoren, Saat- und Erntemaschinen u.a.) lag im 2. Quartal 2019 um über 40% über dem Vorjahr, berichtet die Kammer der Fabrikanten CAFMA. Dennoch weichen die Umsätze der einzelnen Fabriken stark vom Durchschnitt ab. Die Fabriken haben kein zusätzliches Personal beschäftigt. Die Fabrikanten beklagen sich über den Mangel an angemessener Finanzierung, was den Verkauf stark hemmt.

			***

			In 8 Monaten des Jahres 2019 wurden 25 Mio. Tonnen Mais exportiert, was einen Rekord darstellt. Diese Exportmenge liegt sogar über dem Export des ganzen Jahres 2016, von 24,5 Mio. Tonnen. Die Maisernte erreichte dieses Jahr einen Rekord von 57 Mio. Tonnen, der sich mit 39,8 Mio. Tonnen in der Periode 2015/16 und 49,5 Mio. Tonnen 2016/17 vergleicht. Man kann somit erwarten, dass noch einmal 25 Mio. Tonnen ab August 2019 exportiert werden.

			***

			Das Schatzamt hat erneut Schatzscheine in Pesos und Dollar für insgesamt u$s 260 Mio. beim Sonderfonds der ANSeS untergebracht, wobei es sich zum Teil um Erneuerung von Schatzscheinen handelt, die verfallen. Dies wurde sofort von Kritikern als eine Schädigung der Pensionäre betrachtet. Dabei ist es jedoch so, dass die Pensionen,  Hinterbliebenenrenten und Gnadenrenten nichts mit diesem Fond zu tun haben, sondern gesetzlich festgesetzt werden, wobei das Schatzamt über die Hälfte der Ausgaben trägt, die dabei entstehen. Der Sonderfonds der ANSeS wurde bei Übernahme der Fonds geschaffen, die bei der Verstaatlichung des privaten Rentensystems auf ein staatliches bestanden. Dieser Fonds ist anormal und im System nicht vorgesehen. Vernünftigerweise sollte er aufgelöst werden, und der Erlös an das Schatzamt übertragen werden.

			*** 

			Der Oberste Gerichtshof hat mit vier Stimmen, bei Enthaltung des Präsidenten Carlos Rosenkrantz, entschieden, dass der Beschluss des Justizministeriums, die Entschädigung für Personen, die zur Zeit der Militärdiktatur ins Exil gingen, um 25% zu verringern, verfassungswidrig sei. Minister Garavano hat richtigerweise entschieden, dass es nicht das Gleiche sei, verhaftet gewesen zu sein oder sich ins Ausland begeben zu haben, wobei man auch nicht weiß, ob diese Personen Gefahr liefen, verhaftet zu werden oder ob es sich um Terroristen handelte. Es bezieht sich konkret um 5.800 Anträge, die ab 2016 gestellt wurden und einen Gesamtbetrag von $ 9,50 Mrd. (umgerechnet u$s 650 Mio.) umfassen. Normalerweise werden Personen, die ins Ausland flüchten, aus welchen Grund es auch immer sei, nicht entschädigt, weder in Argentinien noch sonstwo. Der Oberste Gerichtshof ist sehr großzügig beim Einsatz staatlicher Mittel, und zieht nicht am gleichen Strang wie die Regierung, die sich bemüht, zu sparen.

			***

			Die Kammer der Windenergie (CEA) hat darauf hingewiesen, dass die Devisenkontrollen die Investitionen von etwa u$s 2 Mrd. auf diesem Gebiet hemmen. Es seien schon u$s 3,5 Mrd. investiert worden,und es gäbe Projekte für weitere u$s 5,8 Mrd. Die Projekte für Windenergieanlagen werden auch mit Auslandskrediten auf 10 bis 15 Jahre, zu niedrigen Zinsen, finanziert, wobei jedoch die Zahlung der Amortisationen und Zinsen vertragsgemäß erfolgen muss, was bei den gegenwärtigen Beschränkungen nicht gesichert ist.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die brasilianische Regierung hat im Kongress ein Gesetzesprojekt über eine neue Rahmenordnung der Zentralbank eingebracht. Die Reform sieht auch die allgemeine Einführung von Kontokorrentkonten in Dollar bei lokalen Banken vor. Das ist bisher nur Wechselstuben, Kreditkartenbetreibern, Versicherungsgesellschaften und Reiseagenturen erlaubt. Außerdem werden die bürokratischen Verfahren bei Auslandsgeschäften vereinfacht. Dabei sollen auch über 40 Bestimmungen der ZB vereinheitlicht werden. Brasilien schreitet, im Gegensatz zu Argentinien, bei strukturellen Reformen voran. Unter Präsident Temer wurde schon die Arbeitsgesetzgebung grundsätzlich modernisiert, und unter Bolsonaro wird jetzt das Pensionierungssystem reformiert. Und jetzt kommt die monetäre Grundsatzordnung hinzu.

			***

			Paraguay hatte zwischen 2004 und 2017 ein durchschnittliches jährliches Wachstum des Bruttoinlandproduktes von 4,5%, viel höher als die meisten anderen lateinamerikanischen Staaten. Gleichzeitig ist die Armut laut Angaben der Weltbank stark gefallen, viel mehr als der lateinamerikanische Durchschnitt. Während das BIP 2018 in Lateinamerika um 1,2% zunahm, stieg es in Paraguay um 4,6%. Doch für dieses Jahr erwartet Paraguay eine BIP-Zunahme von nur 1,5%.

			***

			Die Weltbank hat eine Studie über die Gehälter der öffentlichen Verwaltung in Brasilien fertiggestellt, die die Regierung von ihr gefordert hatte. Die Bank gelangt zum Schluss, dass es viele Verzerrungen (lies: zu hohe Gehälter) gibt, und empfiehlt allgemein eine Reform, die die Gehälter denjenigen der Privatwirtschaft angleicht. Die Weltbank hat berechnet, dass der brasilianische Staat dabei bis 2030 umgerechnet u$s 94.78 Mrd. sparen könnte. In der Praxis ist es nicht möglich, die Gehälter zu verringern. Aber sie können eingefroren oder nur noch wenig erhöht werden. Präsident Bolsonaro hat das Problem der überhöhten Staatsausgaben und des Defizites der Staatsfinanzen ernst genommen.

			***

			Geschäftsnachrichten

			AySA

			Dieses Staatsunternehmen, das sich mit der Wasserversorgung und –entsorgung in der Bundeshauptstadt und Umgebung befasst, und vom Ministerium für Interne Angelegenheiten, öffentliche Bauten und Wohnung abhängt, hat jetzt das Zertifikat AquaRating erhalten. Es handelt sich um ein System, dass die Unternehmen, die sich mit Wasserversorgung und Sanierung befassen, gemäß internationalen Maßstäben prüft, die vom internationalen Wasserverband (IEA) mit der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) über ein akkreditiertes Kontrollunternehmen durchgeführt werden.
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			Ungewisse Konjunkturaussichten

			Von Juan E. Alemann

			Die Umkehrung der Konjunktur, mit einer Auftriebswelle im 3. und 4.Quartal 2019, die im Juli schon sanft eingesetzt hatte und auch von uns erwartet wurde, wurde durch das Ergebnis der PASO-Wahlen vom 11. August abrupt unterbrochen. Plötzlich trat die Erinnerung an die Regierung von Cristina und die Gefahr eines Defaults auf, und es gab einen Ansturm auf den Dollar und auch eine neue Abwertung. Und seither geht die Konjunktur abwärts.

			Doch dies hat auch den PASO-Gewinner Alberto Fernández erschrocken und ihn zu einer mäßigen Haltung geführt, die sich deutlich vom Kirchnerismus unterscheidet. Die Finanzwelt weiß jetzt, dass es voraussichtlich einen “zivilisierten” Default geben wird, mit Streckung der Amortisation von Schulden, wie er unlängst schon teilweise eingeführt wurde. Es soll nicht wie 2001 sein. Und das beruhigt die Gemüter. Denn dann kann die wirtschaftliche Tätigkeit normal weitergehen. Diese bessere Stimmung ist auch schon in einer Erholung der Kurse argentinischer Aktien und Staatstitel zum Ausdruck gekommen, die in New York kotieren.

			Bei der Einschätzung der Zukunft, angenommen AF gewinnt am 27. Oktober, bestehen drei Möglichkeiten: 1. Dass die Krise sich vertieft, mit noch höherer Inflation und eventuell Hyperinflation; 2. Dass die gedrückte Lage anhält und die Überwindung der Krise nicht gelingt; 3. Dass die Konjunktur wieder aufwärts geht und die Inflation gebändigt wird. Wir räumen jeder dieser Möglichkeit die gleiche Chance ein, von 33%. 

			Die Regelung der Staatsschuld ist eine erste Voraussetzung für eine Überwindung der Krise. Als konkreter Erholungsfaktor wirkt dann auch die Tatsache, dass der größte Teil der Rekordernte noch nicht verkauft wurde, aber vor der Aussaat der nächsten Periode verkauft werden muss. Man kann also mit relativ hohen Exporten in den kommenden Monaten rechnen. Ebenfalls wirkt der hohe Rindfleischexport positiv.

			Was die Konjunktur besonders antreiben sollte ist die Geldschöpfung, die als Folge der Steuervergünstigung und der zusätzlichen Sozialausgaben entsteht. Die Regierung hat ihre strenge monetäre Politik, mit Nullzunahme der monetären Basis, aufgegeben, und das hat eine große Bedeutung. Der Wirtschaftler Miguel Angel Broda rechnet damit, dass die Geldschöpfung bis Ende dieses Jahren $ 300 Mrd. betragen wird, 25% der gegenwärtigen monetären Basis. Das sollte eine höhere Nachfrage schaffen, sofern die Inflation nicht weiter zunimmt und somit die höhere Nachfrage ausgleicht. In diesem Sinn ist es wichtig, dass der Wechselkurs sich etwa auf dem gegenwärtigen Niveau hält, und es keinen Sprung bei den Tarifen öffentlicher Dienste gibt. Die Inflation muss von der Kostenseite bekämpft werden. Ein Stillhalteabkommen bei Löhnen und Preisen, im Rahmen des angekündigten Sozialpaktes, wäre ebenfalls wichtig. Darüber wird in letzter Zeit intensiv zwischen dem Industrieverband Unión Industrial Argentina und dem Gewerkschaftsverband CGT gesprochen.

			Auch würde die Senkung der Zinsen, die AF besonders betont, mit zur Besserung der Konjunktur beitragen. Indessen ist der Umfang der Kredite beschränkt, weil die Depositen im Verhältnis zum BIP sehr niedrig sind. Die Kreditpolitik hat somit beschränkte Möglichkeiten.

			Schließlich sollte man nicht vergessen, was in den Lehrbüchern über Wirtschaft steht, dass eine Rezession allgemein Änderungen herbeiführt, auf denen dann die nächste Aufschwungphase beruht. Es wird rationalisiert, es werden Marktnischen aufgefunden, und auch der Verkauf wird neu aufgebaut. Gegenwärtig bietet die Computertechnologie viele Möglichkeiten, um Kosten zu sparen und die Entscheidungen zu verbessern, weil die Unternehmensführung besser und sofort informiert ist. Doch der Aufschwung, der dann kommt, wird nicht von einer höheren Beschäftigung begleitet, es sei denn, es bestehen besondere Anreize für dies.

			Das Bruttoinlandsprodukt wird dieses Jahr mit einem Rückgang von etwa 2,5% abschließen, wobei Dezember 2019 voraussichtlich um über 4%, eventuell auch über 5%, unter Dezember des Vorjahres liegen dürfte. 2020 sollte im schlimmsten Fall mit Nullwachstum abschließen. Aber es kann durchaus bis zu minus oder plus 2% sein. Die Ungewissheit bleibt groß und nimmt erst ab 10. Dezember ab, wenn man weiß, wie sich die neue Regierung verhält, und ob sie Erfolg bei der Beherrschung der kritischen Lage hat. 
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			Was man von Alberto Fernández erwarten kann

			Von Juan E. Alemman

			Was der aussichtsreiche Präsidentschaftskandidat Alberto Fernández in seiner Wahlkampagne äußert, sind leere Versprechen, die er nicht erfüllen kann. Dass er die Taschen der Konsumenten füllen will, damit sie mehr konsumieren, bedeutet bestenfalls eine allgemeine Lohnerhöhung, die auf die Preise abgewälzt wird und die Inflation dabei in gefährliche Höhen treibt. Die Initiative eines Sozialpaktes besagt nicht viel, solange die Regierung keinen eigenen Vorschlag zur Diskussion stellt und die Gewerkschaften bereit sind, den erlittenen Reallohnverlust nur langfristig aufzuholen. Allein, leere Versprechen gehören bei einer Wahlkampagne zu den normalen Spielregeln, und sollten deshalb nicht ganz ernst genommen werden. 

			Doch aus dem, was AF gegenüber Unternehmern und Vertrauenspersonen gesagt hat, auch was die Wirtschaftler seiner Umgebung gelegentlich äußern, und auch auf der Grundlage bestimmter Vorstellungen, die zum Wesen des traditionellen Peronismus gehören, kann man entnehmen, in welche Richtung sich seine Regierung auf wirtschaftlichem Gebiet bewegen wird. Zunächst ist mit einem direkten Interventionismus zu rechnen, der viel in Einzelheiten geht. Das ist ein wesentlicher Unterschied zu Macri, der grundsätzlich an der Marktwirtschaft festhält, und direkte staatliche Intervention als Ausnahme betrachtet. 

			Man kann als eine der ersten Maßnahmen von AF die Einführung von Exportzöllen für landwirtschaftliche Produkte der Pampa-Gegend erwarten, und zwar nicht nur, weil er zusätzliche Fiskaleinnahmen braucht, sondern auch als Mittel der Einkommensverteilung. Dadurch werden die internen Preise dieser Produkte, die auch die Grundlage des allgemeinen Konsumkorbes bilden, unter den internationalen gehalten. Das betrifft schließlich Brot, Teigwaren, Polenta, Speiseöl und Rindfleisch. Es wird somit Einkommen von der landwirtschaftlichen Bevölkerung auf die städtische übertragen, und das begünstigt an erster Stelle die Arbeitnehmer. Perón hat schon von Anfang an, 1946, in diesem Sinn gehandelt, wenngleich mit anderen Methoden.

			Ebenfalls kann man höhere Importzölle für viele Produkte erwarten, angefangen mit Textilien, bei denen AF dies schon gegenüber Industriellen versprochen hat. Wir würden ihm hier raten, zunächst die Importpreise besser zu kontrollieren, was privater Mithilfe bedarf, wie sie von 1997 bis 2000 bestand. Bei sehr vielen Produkten ist es außerordentlich schwierig, den richtigen Preis festzustellen, so dass beim Zollamt viel niedrigere Preise angegeben werden, und daher ein niedrigerer Zollsatz gezahlt wird, die nicht beanstandet werden. Die Einstellung gegenüber dem Mercosur und das Abkommen mit der EU dürfte AF auch anders betrachten. 

			Der Wechselkurs wird streng verwaltet sein, wohl noch mehr als jetzt. Es ist gut möglich, und entspricht der Grundauffassung von AF, dass ein gespaltener Wechselkurs eingeführt wird, mit einem Markt, der die Leistungsbilanz umfasst (Handelsbilanz plus Dienstleistungsbilanz plus Zinsen), und einem anderen für Kapitaltransaktionen, also auch für den Kauf von Dollarscheinen und Überweisungen von Kapital in beiden Richtungen. Eventuell werden auch Zinsen in diesen Markt eingeschlossen. Das hat es schon oft in Argentinien gegeben. So ein System ist schwer zu verwalten, und wurde bisher nach einer gewissen Zeit wieder aufgegeben. Dabei kann somit jeder Dollar kaufen, so viel er will, aber er wird mehr dafür bezahlen müssen. Die ganze Kontrolle der Käufe von bis zu u$s 10.000 im Monat, hört dann auf.

			Beim Steuersystem könnte es Änderungen geben, die jedoch das System als solches nicht betreffen dürften. Es ist von der Erhöhung der Vermögenssteuer (Steuer auf persönliche Güter) bei höheren Vermögen die Rede. Ob auch die Einkommenssteuer, hier fälschlicherweise Gewinnsteuer benannt, erhöht wird, ist zu bezweifeln, nachdem die lokalen Sätze schon höher als in den Vereinigten Staaten sind. Es könnte auch Vergünstigungen für kleine und mittlere Unternehmen (Pymes) geben, wie sie auch Macri für eine zweite Amtszeit versprochen hat. Was die Unternehmen indessen in Inflationszeiten brauchen, ist eine Inflationsberichtigung der Bilanzen für Steuerzwecke, etwa wie die, die von 1978 bis 1991 bestand. Was bei der letzten Steuerreform verfügt wurde, löst das Problem in keiner Weise. Ob AF und seine Ökonomen, die keine Steuerfachleute sind, diese Problematik kennen, sei dahingestellt. 

			Wichtig ist, dass AF sich sehr konkret über Vaca Muerta ausgesprochen hat. Die Bedingungen, die Investitionen ermöglichen und zur einer starken Produktionssteigerung führen, sollen beibehalten werden. Hier hat AF kein ideologisches Problem, da die Förderungspolitik schon unter Cristina Kirchner eingeleitet wurde, mit einem Vertrag mit der US-Firma Chevron, der diese zu hohen Investitionen veranlasst hat. Angeblich soll der Vertrag so günstig für die Firma gewesen sein, dass er damals geheimgehalten werden musste. Auf alle Fälle ist es sehr wichtig, dass Vaca Muerta ernst genommen wird. Argentinien hat hier die Möglichkeit einer sehr hohen Produktion von Erdöl und (vor allem) Gas, aber eben zu höheren Kosten als bei traditionellen Lagern. Und das muss die Wirtschaft eben verkraften, was nicht einfach ist.

			Was die Lohnverhandlungen betrifft, kann man von AF eventuell eine stärkere Staatsintervention erwarten. Macri war auch hier liberal, und intervenierte nur sehr indirekt und beschränkt in die Verhandlungen. AF will angeblich diese Verhandlungen an Rahmenbedingungen binden, die im Sozialpakt enthalten sind. Bei diesem wird stets der Pakt von La Moncloa als Vorbild genommen, der in Spanien nach der Franco-Diktatur erreicht wurde, um Ordnung herzustellen, nachdem die Demokratie auch dort in Anarchie zu entarten drohte. Das wesentliche war dabei eine Beschränkung der Lohnerhöhungen. Das sollte man nicht vergessen.

			Eine Reform der Arbeitsgesetzgebung hält AF nicht für notwendig. Das hat sein Wirtschaftler Matías Kulfas (der eventuell Minister wird) in der Vorwoche gegenüber Vertretern des Industrieverbandes Union Industrial Argentina wiederholt. Wie AF ohne diese Reform erreichen will, dass die Beschäftigung stark zunimmt, wie er es verspricht, weiß man nicht. Auf alle Fälle könnten viele Reformen innerhalb der Arbeitsverträge vollzogen werden, und andere bedürfen kein Gesetz, sondern nur ein Beschluss des Arbeitsministeriums oder ein Dekret. Die Unternehmer haben ohnehin keine klare Vorstellung über die Reform, die sie befürworten. Sie sollten das Thema zunächst unter sich klären,und dabei Experten wie Julián de Diego oder Daniel Funes de Rioja befragen. “Wer keine Lösungen vorschlägt, ist Teil des Problems” heißt ein Sprichwort.

			AF hat sich sehr konkret über die Leliq-Titel und die hohen Zinsen ausgesprochen. Er sagte klipp und klar, dass er dies nicht weiter dulden werde. Dass er dabei einfach zulässt, dass die bestehenden Leliq verfallen und gezahlt werden, und keine neuen ausgegeben werden, bedeutet eine hohe Geldschöpfung, die die Wirtschaft mit einem gefährlichen Inflationssprung quittieren würde. So geht es eben nicht. Was er unterschwellig gesagt hat, ist dass er den Inhabern von Leliq langfristige Staatspapiere in Dollar, zu niedrigen Zinsen, geben wird. So etwas wie der Bonex-Plan von 1990. Eventuell wird AF nach dem 27. Oktober mit Macri vereinbaren, dass er dies schon macht. Wenn Macri auf diese Weise guten Willen gegenüber AF zeigt, dann dürfte dieser es nachher auch gegenüber ihm zeigen. Das wäre ein großer Schritt in Richtung Staatspolitik, etwas was Argentinien unbedingt braucht. Man kann von AF auch erwarten, dass er stärker in das Zinsgefüge eingreift, und aktive Zinsen in vielen Fällen begrenzt. Über das Thema des Bimonetarismus schweigt AF. Ob er sich Gedanken über diesen zentralen Aspekt des Finanzsystems gemacht hat, weiß man nicht. Und das Argentinische Tageblatt liest er eben nicht. 

			Was die Staatsschuld betrifft, so hat AF schon geäußert, dass er die Schulden strecken will, noch mehr als es Macri schon getan hat. Von einem Kapitalschnitt war nicht die Rede. Aber bei den Zinsen dürfte es wohl eine Verringerung auf ein vernünftiges Niveau geben (4%?). Das wäre dann ein milder Default, der keine tiefen Spuren hinterlässt. Wichtig ist, dass dies sofort geschieht und nicht nach über drei Jahren, wie beim Default von 2001. 

			AF wird sich gezwungen sehen, das Defizit der Staatsfinanzen weiter zu verringern. Bei niedrigeren Zinsen auf die Staatsschuld wird die Zinslast gesenkt, was das echte Defizit (genannt “finanziell”) verringert. Aber auch beim primären Defizit muss AF die bestehende Sparpolitik fortsetzen und eventuell verschärfen. Grundsätzlich kann er sich kein Defizit erlauben, weil er keine Finanzierung dafür hat, und eine Geldschöpfung für diesen Zweck sehr beschränkt sein sollte. 

			Wie AF eine strenge Fiskalpolitik mit höheren Subventionen für öffentliche Dienste vereinbaren wird, weiß man nicht. Die Tarifpolitik von Macri ist einer der Hauptpunkte der Kritik an seiner Wirtschaftsführung, so dass AF die Erhöhungen nicht im Ausmaß weiterführen dürfte, das notwendig ist, damit die staatliche Subvention nicht stark zunimmt. Somit kommt hier auf AF eine höhere Belastung zu, wobei die Gefahr besteht, dass auch die Betreiber unter Druck gesetzt werden, wie unter den Kirchners, und dann Instandhaltungsarbeiten und noch mehr Investitionen eingestellt werden. Bisher ist AF einer Stellungnahme über dieses Thema ausgewichen. Man kann davon ausgehen, dass der Umfang der Staatsinvestitionen als Ausgleich dienen wird und stark eingeschränkt wird. 

			Die große Gefahr, der AF bei Beginn seiner Regierung gegenübersteht, ist eine Zunahme der Inflation, was dann sofort die Erinnerung an die Hyperinflationswellen von 1976, 1989 und 1990 wachruft und chaotische Zustände herbeiführt. Er muss schon in den ersten Tagen seiner Regierung zeigen, dass er die Lage im Griff hat. In der Periode, die zwischen den Wahlen und der Regierungsübernahme verstreicht, muss er sein Anfangsprogramm fertig haben, um es dann sofort umsetzen zu können, so dass die Wirtschaftswelt und auch die ganze Gesellschaft klar empfinden, dass er die Lage im Griff hat. Hoffentlich ist er sich dessen bewusst. 
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